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International

Der Aufstand in Libyen ist 
voller Heldentaten von 
unbekannten Leuten. Zum 
Beispiel in der Bergstadt 
Bayda im Osten des Landes.

Von Tomas Avenarius, Bayda
In Bayda ist die Revolution noch jung. 
Sie zeigt sich so, wie eine Revolution 
sich eben zeigt, wenn sie erst ein paar 
Tage alt ist, noch nicht von Politikern 
entehrt wurde und von Machtmenschen 
missbraucht. Der kreisrunde Kuppelsaal 
des Volkshauses ist voll, alle grünen Ses-
sel sind besetzt, auch auf der rundum 
laufenden Empore drängen sich aufge-
regte Menschen. 

Die Revolutionäre von Bayda sind 
ein bunter Haufen: Stammesscheichs 
schreiten durch den Saal, mit der tradi-
tionellen roten Filzkappe auf dem Kopf 
und wallenden Gewändern am Körper. 
Professoren im Anzug laufen auf und ab, 
Hausfrauen, Kinder. Männer mit Geweh-
ren über der Schulter kreuzen ihren 
Weg. Einer der freien Bürger von Bayda 
hat sich die alte libysche Königsflagge 
um den Leib geschlungen, ein anderer 
die alte Ordensleiste seines Vaters an die 
Hemdenbrust gesteckt: Auch die alten 
Medaillen stammen aus der Königszeit. 

Am Rednerpult steht eine junge Frau, 
schwarz verschleiert und in Jeans. Sie 
stützt sich auf das Pult und ruft in den 
Saal: «Die Welt soll wissen: Wir brau-
chen Ghadhafi nicht! Wir wollen Gha-
dha fi nicht. Ghadhafi muss weg!» Amal 
Hashe mi Agleyo ist 24. Sie hat Pädagogik 
studiert. Sie ist arbeitslos. Auch in Bayda 
im li byschen Hügelland waren es junge, 
gebildete Menschen ohne eine Zukunft, 
die die Revolution angestossen haben, 
mithilfe des Internets. Und mit Face-
book, dem Zentralorgan der arabischen 
Revolution. Facebook, das sind junge 
Menschen wie Amal, die Frau am Red-
nerpult. Sie ist konservativ und modern, 
sie trägt den Schleier und ist auf Face-

book. «Ghadhafi behauptet, die Aufstän-
dischen seien Al-Qaida-Anhänger oder 
Drogenabhängige. Hier ist nur einer auf 
Droge. Und das ist Ghadhafi.» Ismail 
 Hewedy, der am Landwirtschaftlichen 
Institut von Bayda als Ingenieur arbei-
tet, sagt: «Als wir sahen, was in Benghazi 
los ist, haben wir beschlossen, auch zu 
protestieren. Also haben wir uns über 
das Internet organisiert.» 

Der Sitz des Königs
Bayda ist nicht wirklich bedeutend. Ein 
Städtchen im Bergland an der Mittel-
meerküste. Es ist der einzige Ort in Li-
byen, an dem es schneit – alle paar Jahre 
für ein, zwei Tage. Der Winter ist kalt 
und regnerisch. Das Regenwasser bleibt 
knöchelhoch auf den Strassen zwischen 
den tristen Häusern stehen: Ghadhafi, 
Führer des ölreichsten Landes Afrikas, 
hielt es für unnötig, ein Abwassersystem 
bauen zu lassen. Und das obwohl seine 
Ehefrau Safija aus Bayda stammt. 

Vor allem aber war die Stadt Sitz des 
früheren Königs Idris I. Der König resi-
dierte in diesem Ort, bis ihn Hauptmann 
Ghadhafi und ein paar andere Offiziere 
1969 stürzten. Idris hatte das Parlament 
gebaut und seinem Land eine Verfas-
sung gegeben. Seine schwarz-rot-grüne 
Flagge mit Halbmond und Stern hängt 
nun über Ghadhafis Volkskomitee-Haus, 
das früher das alte Idris-Parlament war 
und jetzt als Lagezentrum der Bürger-
komitees eine Art Regierungssitz ist – an 
einem Ort, der keine Regierung mehr 

hat. Amal sagt: «Nicht dass wir die Mon-
archie zurückwollen. Aber unter dem 
König waren wir Libyer wenigstens frei. 
Deshalb hängen wir seine Fahne auf.» 
Am 17. Februar hat sich Bayda, 600 Me-
ter hoch ge legen und 200 000 Einwoh-
ner stark, der libyschen Revolte ange-
schlossen. «Wir hatten uns auf einem 
kleinen Platz am Stadtrand versammelt, 
an dem niemand mit uns rechnete», sagt 
Facebook-Aktivist Hewedy. «Dann sind 
wir in die Stadt marschiert.»

Ghadhafis Regime antwortete schnell 
und hart. Erst kam die Polizei, dann die 
Armee, schliesslich tauchten ausländi-
sche Söldner und Kampfflugzeuge auf. 
Bisher gab es hier und in umliegenden 
Orten wie Shahat 63 Tote und 400 Ver-
letzte. «Wir haben mit Tränengas und 
Gummigeschossen gerechnet», sagt 
einer. «Aber nicht mit Bomben oder 
Schüssen aus Luftabwehrkanonen.»

Das Gerät auf dem Dach
Den Aufstand ausgelöst haben in Bayda 
ein paar Ingenieure und Studenten, die 
sich in einem unscheinbaren Gebäude 
versteckt hielten: Obwohl der Diktator 
das Internet schon am ersten Tag der Re-
volte landesweit  abgeschaltet hatte, gab 
es im Landwirtschaftlichen Institut noch 
Zugang zum Netz. Das Institut ist ein he-
runtergekommener Betonkasten, die 
grünen Teppichböden sind abgelaufen, 
das Mobiliar ist schäbig. Aber auf dem 
Dach steht ein Gerät, mit dem man Satel-
litensignale senden und empfangen und 
damit unabhängig vom staatlichen Inter-
netsystem online gehen kann.

«Wir waren fast die ganze Zeit hier», 
sagt Ingenieur Hewedy. «Wir arbeiten 
von fünf Uhr nachmittags bis fünf Uhr 
morgens, dann ein paar Stunden Schlaf, 
dann auf die Demonstrationen und wie-
der ins Institut.» Die Facebook-Gemein de 
in Libyen ist klein, ein paar zehntausend 
Mitglieder, unterwandert von Spitzeln 
des  Geheimdiensts. Die Computerleute 
in Bayda arbeiten mit Pseudonymen, ha-
ben sich mit den wenigen vernetzt, die 
in Tripolis oder Benghazi noch Zugang 
zum Internet haben. Sie tauschen seit 
Beginn des Aufstands mit dem Mobil-
telefon aufgenommene Fotos und Filme 
von den Kämpfen und Massakern in den 
Städten des Landes aus, schicken das 
Material über Youtube an die Fernseh-
sender wie al-Jazeera, al-Arabiya, die 
BBC. Die verwackelten Filme waren 
lange der einzige Beleg für Ghadhafis 
Brutalität gegen sein eigenes Volk.

Nach den ersten Toten in Bayda 
wurde die Revolte breiter, kämpften 
Bauern, Handwerker, Professoren und 
übergelaufene Soldaten Seite an Seite. 
Im Krankenhaus liegt der Lehrer Issa al-
Gubaili. Er hat mit Facebook nichts zu 
tun. Gubaili hat einen Bauchschuss. Die 
Kugel ist im Körper aufgesplittert, eine 
Niere und die Galle sind zerstört, die 
Därme zerrissen. Der 42-Jährige war 
zum Militärflughafen gegangen, wollte 
Ghadhafis ausländische Söldner zum 
Aufgeben bewegen. Sie haben ihn sofort 
niedergeschossen. Der Verletzte, Vater 
von zehn Kindern, kann kaum sprechen: 
«Was hätte ich später geantwortet, wenn 
mich meine Kinder gefragt hätten, wes-
halb ich nicht auf die Strasse gegangen 
sei? Ich hätte mich schämen müssen.»

Chirurg Omar Khaled hat den Patien-
ten operiert. Er sagt: «Ghadhafi hat uns 
immer versprochen, dass wir im Para-
dies leben werden. Aber behandelt hat 
er uns wie Vieh.» Khaleds Klinik ist die 
einzige der Region. Es fehlt an Geräten, 
an Medikamenten, Betten, Personal. 
«Wir baten um Geld für Medikamente 
und Geräte.» Gereicht habe es nur für 
das absolut Nötige, Schmerzmittel, Be-
stecke, Narkosegas: «Den Rest mussten 
die Patienten in der Apotheke kaufen.» 
Einer der Aufständischen fällt ihm ins 
Wort: «Ghadhafi hat uns 42 Jahre lang 
betrogen: keine Freiheit, keine Arbeit, 
keine vernünftigen Medien. Wir hörten 
nur den Unsinn, den der Irre sagt.»

Auf der Strasse vor dem Spital 
demonstrieren ein paar Dutzend junge 
Männer und Frauen in weissen Arzt-
kitteln. Die Medizinstudenten von Bayda 
rufen im Regen: «No study, no exam, 
hatta jiskud an-nisam.» Das Revolutions-
gemisch aus Englisch und Arabisch reimt 
sich: «Keine Vorlesung, keine Prüfung – 
bis das Regime am Boden liegt.»

Wie sich die Revolution 
von unten organisiert
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Ghadhafi soll endlich gehen: Demonstranten in Benghazi schwenken die alte libysche Flagge. Foto: Gianluigi Guercia (AFP)

Aufstand in Libyen

Von Bernhard Odehnal, Wien
In Libyen war es ein weiterer Tag des 
Aufstands und des Blutvergiessens. Die 
Proteste haben endgültig die Hauptstadt 
Tripolis erreicht, im Zentrum schossen 
Soldaten angeblich auf Demonstranten, 
etliche Menschen starben. Auch in den 
Vororten sollen Demonstranten erschos-
sen worden sein, und es gibt Berichte, 
wonach Ghadhafis Revolutionsgarde in 
Spitälern verletzte Aufständische exe-
kutierte. Am Abend zeigte das libysche 
Fernsehen Bilder des Diktators, der auf 
dem Grünen Platz seine Anhänger zur 
Verteidigung des Landes aufrief.

Im Rest der Welt war der Freitag ein 
Tag der Sondersitzungen. In Budapest, 
Brüssel, Genf und New York kamen 
 Spitzenpolitiker und Diplomaten zusam-
men, um über die Krise in Libyen zu be-
raten. UNO-Menschenrechtskommissa-
rin Navi Pillay sprach in Genf von Folter 
und Massentötungen in Libyen: Sie habe 

Quellen, wonach Tausende Menschen 
getötet oder verletzt worden seien. Bei 
der ausserordentlichen Sitzung des Men-
schenrechtsrates der UNO verlangten 
die EU-Staaten sowie die USA und die 
Schweiz den Ausschluss Libyens. 

Bei der gestrigen Sitzung blieb der 
Platz des libyschen Vertreters allerdings 
zuerst leer. Am Nachmittag erklärte die 
libysche Delegation, dass sie sich von 
Ghadhafi losgesagt habe: «Wir repräsen-
tieren nur mehr das Volk.»

USA verhängen Sanktionen
Zur gleichen Zeit berieten sich in Schloss 
Gödöllö bei Budapest die EU-Verteidi-
gungsminister. EU-Aussenkommissarin 
Catherine Ashton betonte, dass die Euro-
päische Union «in Verbindung mit der 
Lage in Libyen keine militärische Aktion 
plant». Allerdings denke man über Sank-
tionen nach. Am Nachmittag konnten 
sich die Regierungschefs der EU tatsäch-

lich auf ein Massnahmenpaket einigen. 
Dazu gehören ein Embargo für Waffen 
und Güter, die der Unterdrückung der 
Bevölkerung dienen könnten, die Sperre 
des Vermögens der Familie Ghadhafi in 
der EU und Einreiseverbote für Ghad-
hafi und seine Kinder in EU-Ländern. 
Formal sollen die Sanktionen erst kom-
mende Woche beschlossen werden.  

Europas Politiker wollen die Ent-
scheidung in New York abwarten. Ash-
ton erklärte den überraschten Ungarn, 
für eine Vermittlerrolle der EU-Präsi-
dentschaft gebe es keinen Bedarf mehr, 
«jetzt muss der UNO-Sicherheitsrat die 
Schlüsselrolle spielen.»

Auch die Botschafter der Nato kamen 
gestern zu einer Sondersitzung in Brüs-
sel zusammen, boten dort aber nur dem 
Sicherheitsrat die Hilfe als «Koordina-
tor» von gemeinsamen Aktionen an.

Die USA verhängten mittlerweile 
Sanktionen gegen Libyen und drängen 

Erste Schritte zu Sanktionen gegen Libyen
Während Diktator Ghadhafi weiter morden lässt, einigt sich die EU auf erste Massnahmen gegen das libysche Regime. Die USA haben 
bereits Sanktionen beschlossen und den Betrieb ihrer Botschaft eingestellt. Doch die internationale Gemeinschaft ist sich nicht einig.

US-Präsident Barack Obama 
tut sich schwer, seine Politik 
gegenüber der Revolte 
in Libyen festzulegen.  

Von Walter Niederberger, San Francisco 
Mindestens ein Hindernis für den lavie-
renden US-Präsidenten Barack Obama 
ist seit gestern beseitigt. Eine Fähre mit 
über 300 Passagieren, die meisten US-
Staatsangehörige, konnte Tripolis ver-
lassen und einen ersten Konvoi von 
Flüchtlingen in Sicherheit bringen. Diese 
Rettungs aktion hatte es Obama zuvor 
schwer gemacht, den Volksaufstand zu 
würdigen und den Rücktritt des Despo-
ten zu fordern.

Obama hatte sich mehr als vier Tage 
Zeit für eine öffentliche Stellungnahme 
gelassen, ungewöhnlich lange für einen 
Präsidenten, der in Ägypten mehrmals 
direkt mit Staatschef Mubarak gespro-
chen und die Ereignisse rasch gewürdigt 
hatte und auch im Fall von Tunesien und 
Bahrain eine aktive Rolle gespielt hatte. 
Mit Libyen tut sich nicht erst Obama 
schwer; vor ihm hatten alle US-Präsiden-
ten Mühe, «den wilden Hund des Mittle-
ren Ostens», wie Ronald  Reagan einst 
anmerkte, zu bändigen. 

Anders als mit Ägypten fehlt den USA 
das Druckmittel der Militärhilfe, und 
wegen der langen diplomatischen Pause 
vor 2003 fehlen offenbar auch gute per-
sönliche Kontakte. So misslang es selbst 
Aussenministerin Hillary Clinton in den 
letzten Tagen, direkt mit ihrem Amts-
kollegen in Tripolis zu sprechen. 

Neben der unmittelbaren Sorge um 
den ersten Rettungskonvoi macht den 
USA auch die terroristische Bedrohung 
aus dem libyschen Hinterland zu schaf-
fen. Zahlreiche Terroristen, die US-Trup-
pen im Irak angegriffen haben, stamm-
ten aus der Region der ostlibyschen 
Stadt Derna. In einer von Wikileaks 
 zugänglich gemachten Depesche be-
schreibt ein US-Diplomat die Stadt als 
«Quelle» des irakischen Terrors. Die li-
byschen Attentäter sehen die Anschläge 
demnach als «letzten Akt des Widerstan-

des» gegen das Ghadhafi-Regime; ein 
Widerstand, der bis heute anhält, auch 
wenn inzwischen stärker als im Irak-
Krieg mit religiösen Motiven unterlegt. 
Das Weisse Haus sei sich der Gefahr 
einer fundamentalistischen Grundwelle 
in  Libyen bewusst, sagte Pressesprecher 
Tommy Vietor. «Wir beobachten die 
Lage sehr aufmerksam und wissen, dass 
terroristische Gruppen die unsichere 
Lage in Libyen ausnützen könnten.» 

Libyen stellt die US-Aussenpolitik in 
der Region vor ein wei teres Dilemma. 
Die erfolgreichen Aufstände in Tunesien 
und Ägypten sowie die Unruhen in 
 Bahrain und Jemen zeigten, dass zivile 
Regimes weit schneller gestürzt und er-
setzt werden können als königliche Dy-
nastien. Zivile Despoten wie Hosni Mu-
barak und Zine al-Abidine Ben Ali muss-
ten ihre Macht innert weniger Tage bis 
Wochen abgeben, teilweise unter dem 
Druck der USA. Dagegen halten sich die 
autokratischen, USA-freundlichen Kö-
nigshäuser in Saudiarabien, Jordanien 
und den Emiraten bisher an der Macht. 

Ghadhafi lässt sich nicht einordnen; 
seine Rolle zwischen einem Wüsten-
könig und einem Revolutionsführer von 
eigenen Gnaden erschwert es Obama, 
den Ausgang der Revolte vorauszusehen 
und seine eigene Rolle zu definieren.

USA und Libyen

Washingtons Zwang zum Lavieren

Barack Obama
Der US-Präsident hat 
sich für die erste 
Stellungnahme viel 
Zeit gelassen.
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Von Beat Bühlmann, Horw LU
Der 19-jährige Alessandro Mezzardi ist 
schwer behindert. Er hat das Downsyn-
drom und absolviert in der geschützten 
Werkstatt der Stiftung Brändi in Horw 
die Praktische Ausbildung (PrA) Insos, 
die zwei Jahre dauert (siehe Kasten). In 
den freien Arbeitsmarkt wird er es nicht 
schaffen. Mezzardi wird sich später in 
der geschützten Werkstatt mit einem 
Stundenlohn von 3 Franken zufrieden-
geben müssen.

Geht es nach dem Bundesamt für 
 Sozialversicherungen (BSV), wird künf-
tig ein jugendlicher Behinderter wie er 
nicht mehr auf die Unterstützung der In-
validenversicherung (IV) zählen dürfen. 
Mit der IV-Revision 6b, die im Frühjahr 
vor den Bundesrat kommt, wird die be-
rufliche Integration der Sonderschulab-
gänger von einer besseren «wirtschaft-
lichen Verwertbarkeit» abhängig ge-
macht. Konkret: Nur wer so leistungs-
fähig ist, dass er nach der Ausbildung im 
ersten Arbeitsmarkt mit 11.80 Franken 
entlöhnt wird (heute Fr. 2.50 bis 6 Fr.), 
soll von dieser beruflichen Integration 
profitieren können.

Nach Ansicht des BSV stehen Kosten 
und Ertrag dieser niederschwelligen 
Ausbildung in keinem vernünftigen 
 Verhältnis. Nur 15 Prozent der 600 PrA-
Schulabgänger könnten ohne Vollrente 
in die freie Wirtschaft integriert werden. 
Das sei mit Blick auf die hohen Kosten 
von 80 000 Franken pro Jahr und Per-
son zu wenig. «Wir setzen die Institutio-
nen unter Druck, damit die Ausbildung 
auf die berufliche Integration ausgerich-
tet wird», sagt IV-Chef Stefan Ritler. 

Das Sparpotenzial beläuft sich auf 
jährlich 50 Millionen Franken. Die Mass-
nahme sei völlig richtig, sagt SVP-Natio-
nalrat Toni Bortoluzzi. «Die berufliche 
Eingliederung ist oft eine reine Beschäf-
tigungstherapie und nützt den Betroffe-
nen nicht viel.» Die kostspieligen Integ-
rationsmassnahmen seien nur dann zu 
rechtfertigen, wenn sie konsequent auf 
den freien Arbeitsmarkt ausgerichtet 
würden. 

«Das ist menschenunwürdig»
Das versuchen sie im Brändi. Michael 
Vollenweider arbeitet dort in der Schrei-
nerei und hofft, im Sommer «in die 
Aussenwirtschaft» gehen zu können, wie 
er sagt. Er ist zuverlässig und angenehm 
im Umgang. Sein Handicap: lernbehin-
dert und stark verlangsamt. «Mit gutem 
Willen kann ich viel erreichen», sagt der 
18-Jährige. «Vollenweider wird das schaf-
fen», sagt Andreas Gasser, der die beruf-
liche Integration leitet. Ein Stundenlohn 
von 11 Franken, wie von der IV nach der 
Ausbildung gefordert, sei für ihn realis-
tisch. Von den 50 Behinderten, die eine 

PrA in der Stiftung Brändi absolvierten, 
könnten bestenfalls 30 – allenfalls teil-
weise und mit Unterstützung – im freien 
Arbeitsmarkt Fuss fassen. «Aber wer 
weiss denn schon, wie sich 16-Jährige 
entwickeln?» fragt Gasser. Bei Behinder-
ten laufe vieles verzögert ab. 

Kommt die IV-Revision 6b so durch, 
fällt ein grosser Teil der Sonderschulab-
gänger «zwischen Stuhl und Bank», wie 
SP-Nationalrat Max Chopard befürchtet. 
Das gefährde ihren Einstieg ins Berufs-
leben und sei ein krasser Widerspruch 
zur heutigen IV-Politik, die vermehrt auf 
Integration setze. Laut Insos-Geschäfts-
führer Ivo Lötscher müsste gut die Hälfte 
der 1200 PrA-Absolventen künftig ohne 
Berufsbildung auskommen. «Wir verur-
teilen sie mit 16 Jahren zu einer Zukunft 
ohne berufliche Perspektive», sagt Löt-
scher, «das ist menschenunwürdig.» Für 
Insos Schweiz – den nationalen Branchen-
verband mit 750 Behinderteninstitutio-
nen – ist diese Ausgrenzung völkerrechts-
widrig und diskriminierend. 

Keine Chancengleichheit
Auch die Konferenz der kantonalen So-
zialdirektoren (SODK) meldete in der 
Vernehmlassung Bedenken an. Es sei 
problematisch, die  Eintrittsschwelle für 
die Zusprache von Ausbildungen so mas-
siv zu erhöhen – und so zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt definitiv über die Be-
rufslaufbahn eines jungen Menschen zu 
entscheiden. Damit werde diesen die 
Möglichkeit genommen, sich beruflich 
zu entwickeln. «Dies widerspricht den 
Grundsätzen der Rechts- und Chancen-
gleichheit», kritisiert die SODK. Zudem 
müssten die Kantone dann Millionen in 
zusätzliche geschützte Arbeitsplätze in-
vestieren. 

Dass die unter Spardruck stehende 
Invalidenversicherung bei den Integra-
tionsmassnahmen die Erwerbsfähigkeit 
stärker gewichte, sei verständlich, sagt 
Beatrice Kronenberg, Direktorin des 
Schweizer Zentrums für Heil- und Son-
derpädagogik. Für die Betroffenen sei 
das jedoch «ein massiver Eingriff». Man 
könne den Jugendlichen, die den Schritt 
in die freie Wirtschaft nicht schafften, 
«nicht jede berufliche Perspektive neh-
men». Auch wenn viele von ihnen später 
nicht ohne Rente leben könnten, sei es 
für sie sehr wichtig, wenigstens einen 
Teil zum Lebensunterhalt selber beitra-
gen zu können. Dies sei mit einer ihnen 
angepassten beruflichen Ausbildung viel 
eher möglich.

Was würde mit Jugendlichen wie Ales-
sandro künftig geschehen? «Ein halbes 
Jahr Einarbeitung und dann geschützte 
Werkstatt», sagt Andreas Gasser von der 
Stiftung Brändi. «Ihr Potenzial würde so 
nicht ausgeschöpft.»

Keine Integration für schwache Sonderschüler
Die IV will die Eintrittsschwelle für die Praktische Ausbildung der jugendlichen Behinderten erhöhen. Die Heime protestieren.

Wer Eingebürgerten, die 
straffällig werden, das 
Bürgerrecht entzieht, schafft 
zwei Klassen von Bürgern, 
erklärt die Landesregierung.

Die SVP erwägt eine Volksinitiative zum 
Bürgerrecht: Danach soll Eingebürger-
ten das Bürgerrecht entzogen werden 
können, wenn sie in der Probezeit straf-
fällig werden. Laut Bundesrat wäre dies 
völkerrechtswidrig.

Mit der Einbürgerung auf Probe wür-
den faktisch zwei Klassen von Schweizer 
Bürgern geschaffen, antwortet der Bun-
desrat auf eine Interpellation der SVP. 
Jene, die das Bürgerrecht durch Ein-
bürgerung erworben hätten, könnten es 
bei Verfehlungen verlieren, jene, die es 
durch Abstammung oder Adoption er-
worben hätten, nicht. 

Ungleiche Rechte
Doch eine solche Unterscheidung wider-
spreche der schweizerischen Rechts-
ordnung, wonach alle Schweizerinnen 
und Schweizer die gleichen Rechte und 
Pflichten hätten. Zudem sei sie mit den 
völkerrechtlichen Garantien der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention 
sowie des internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte «nicht 
in Einklang zu bringen».

Der Bundesrat hält jedoch fest, er an-
erkenne Handlungsbedarf beim Bürger-
recht. Nach einem Gesetzesentwurf, den 
er demnächst zuhanden des Parlaments 
verabschieden wird, sollen nur noch gut 
integrierte Ausländerinnen und Auslän-
der mit C-Ausweis eingebürgert werden. 
Wer den Schweizer Pass möchte, müsse 
die Grundsätze der Bundesverfassung 
respektieren, die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung beachten und sich in einer 
Landessprache verständigen können. 

Schärfere Regeln ab März
Einige neue Bestimmungen gelten schon 
ab dem 1. März: Wer bei der Einbürge-
rung falsche Angaben macht oder etwas 
Wichtiges verheimlicht, kann künftig 
Jahre später das Bürgerrecht wieder ver-
lieren. Es gilt neu eine Frist von acht Jah-
ren. Bisher konnte der Bund eine Ein-
bürgerung innerhalb von fünf Jahren für 
nichtig erklären, wenn sie durch falsche 
Angaben erschlichen worden war.

Die SVP schreibt in ihrer Interpella-
tion, immer wieder würden kürzlich 
Eingebürgerte straffällig. Deshalb müsse 
geprüft werden, auf welche Art eine 
Staatsbürgerschaft auf Probe umgesetzt 
werden könnte. Eine solche Regel wirke 
präventiv. SVP-Präsident Toni Brunner 
hatte im Herbst angekündigt, die Partei 
prüfe eine Volksinitiative zu diesem  
Thema. (SDA)

Bundesrat: Einbürgerung auf 
Probe wäre völkerrechtswidrig

Künftig ohne IV-Unterstützung? Alessandro Mezzardi an der Arbeit. Foto: Tom Kawara

Die Praktische Ausbildung (PrA) dauert 
zwei Jahre und ist für Jugendliche mit 
Lern- und Leistungsbeeinträchtigung 
vorgesehen. Sie wurde vom Verband 
 Insos Schweiz, dem 750  Institutionen 
mit 60 000 Behinderten angehören, ent-
wickelt. Die PrA steht in engem Praxis-
bezug und ist vorwiegend auf das 
 Er lernen und Ausführen von einfachen 
praktischen Tätigkeiten ausgerichtet. 

Die einzelnen Arbeitsschritte werden 
intensiv trainiert, um so die Leistungs-
fähigkeit zu verbessern. Dazu kommt in-
dividuelle Begleitung im schulischen, 
persönlichen und sozialen Bereich. Der 
allgemein bildende Unterricht vermit-
telt Hilfen für selbstständiges Handeln 
am Arbeitsplatz und im Alltag.

Eine Studie der Interkantonalen 
Hochschule für Heilpädagogik im Auf-
trag des Bundesamts für Sozialversiche-
rungen kam zum Schluss, dass für 17 Pro-
zent der Lernenden eine (teilweise) In-
tegration in den 1. Arbeitsmarkt möglich 
war – weitere 15 Prozent fanden eine 
Arbeitsstelle im unterstützten Rahmen. 
«Für eine nicht unbeträchtliche Zahl der 
Absolventinnen und Absolventen sind 
nach Ausbildungsschluss berufliche An-
schlusslösungen gefunden worden, die 
aus einer teilweisen oder gar vollständi-
gen Eingliederung in den 1. Arbeitsmarkt 
bestehen», heisst es in der Studie. 

Insgesamt komme der Praktischen 
Ausbildung als niederschwelliges, nach-
obligatorisches Ausbildungsgefäss ein 
wichtiger Stellenwert zu. (bm)

Praktische Ausbildung 
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im Arbeitsmarkt
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